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1
Einleitung

Die Situation am Arbeitsmarkt ist seit der
Wiedervereinigung durch wachsende Ar-
beitslosigkeit und stagnierende Erwerbs-
tätigkeit gekennzeichnet. Gleichzeitig sind
beträchtliche Strukturverschiebungen auf
dem Arbeitsmarkt zu beobachten. Der vor-
liegende Beitrag konzentriert sich auf eine
dieser Strukturverschiebungen, nämlich
den Wandel der Erwerbsformen und die
damit verbundenen gesamtwirtschaftli-
chen Arbeitsmarkteffekte.

Mit dem Wandel der Erwerbsformen
ist der Prozess gemeint, der in den letzten
Dekaden zu einem Bedeutungsverlust der
so genannten „Normalarbeitsverhältnisse“
geführt hat. Darunter soll im Folgenden die
sozialversicherungspflichtige, unbefristete
und abhängige Vollzeitbeschäftigung ver-
standen werden. In Abgrenzung hierzu ste-
hen Beschäftigungsverhältnisse, die in Teil-
zeit ausgeübt werden, nicht (voll) sozial-
versicherungspflichtig sind, Befristungen
unterliegen, als Leiharbeitsverhältnis aus-
gestaltet sind oder eine selbstständige
Tätigkeit darstellen.

Die Gründe für den Wandel der Er-
werbsformen sind vielfältig. Neben den
personalpolitischen Dispositionen der 
Arbeitsnachfrager auf Betriebsebene und
den Präferenzen der Arbeitsanbieter sind
exogene Faktoren wie die wirtschaftliche
Lage von Bedeutung. Weiterhin sind insti-
tutionelle Einflüsse hervorzuheben. Hier
ist sowohl an die formal-rechtliche Struk-
tur des Arbeitsmarktes und der angren-
zenden Märkte als auch an den Einsatz

halten sie sich komplementär zueinander
(Niveaueffekte)?

(2) Was lässt sich zu den Übergängen zwi-
schen den Erwerbsformen und insbeson-
dere zwischen den unterschiedlichen Er-
werbsformen und der Arbeitslosigkeit 
aussagen? Haben sich die Arbeitsmarktdy-
namik und die Durchlässigkeit des Arbeits-
marktes durch den Erwerbsformenwandel
verändert (Struktureffekte)?

Bei der Beantwortung dieser komplexen
Fragen erfolgt eine Beschränkung auf die
Beschäftigungswirkungen abhängiger Er-
werbsformen, also auf die Makroeffekte von
Teilzeitbeschäftigung und temporärer Be-
schäftigung (zu den Besonderheiten der
Selbstständigkeit siehe Noll/Wießner in
diesem Heft).

Beschäftigungswirkungen des Wandels der 
Erwerbsformen

Martin Dietz
Ulrich Walwei

Stark wachsende atypische Beschäftigungsformen sind die sozialversicherungspflichtige Teilzeit, geringfügige Beschäftigung, Neben-
jobs und die Zeitarbeit. Ein leichter Anstieg ist auch bei Befristungen zu verzeichnen. Hinter den Veränderungen stehen ein sich wan-
delnder Arbeitskräftebedarf, ein sich veränderndes Arbeitskräfteangebot sowie spezifische institutionelle Rahmenbedingungen. Auch
die Politik hat zu der Entwicklung beigetragen, weil sie sich im Wesentlichen auf die Bewahrung der Normalarbeitsverhältnisse kon-
zentriert hat. Im Folgenden werden die makroökonomischen Effekte des Erwerbsformenwandels diskutiert, und zwar sowohl die Wir-
kungen auf Beschäftigungsniveau und -struktur als auch auf die Integrationschancen der Arbeitlosen.

spezifischer arbeitsmarktpolitischer Maß-
nahmen zu denken (Hoffmann/Walwei
1998).

Der Begriff Normalarbeitsverhältnis er-
gibt sich durch die enge Bindung der deut-
schen Sozialversicherungen an den Faktor
Arbeit (Mückenberger 1985). Dieses Sys-
tem ist nur dann dauerhaft funktionsfähig,
wenn es eine ausreichende Anzahl von Be-
schäftigungsverhältnissen gibt, die die
Ausgaben der Sozialversicherungen finan-
zieren. Welche Probleme sich auf beiden
Seiten ergeben, wenn die Balance zwischen
Einnahmen und Ausgaben gestört wird,
lässt sich momentan am deutschen Ar-
beitsmarkt beobachten. Das Zusammen-
spiel aus sinkender Beschäftigung, steigen-
den Ausgaben und einer über höhere 
Arbeitskosten weiter sinkenden Arbeits-
nachfrage führt das System in ein dauer-
haftes Ungleichgewicht. Man sieht sich mit
der marktfremden Situation konfrontiert,
dass der Preis der Arbeit steigt, obwohl 
die Nachfrage nach Arbeit zurückgeht.
Das Festhalten an der Kopplung der So-
zialversicherungen an den Faktor Arbeit 
ist daher Hauptursache für die Fokussie-
rung auf Normalarbeitsverhältnisse und
für die geringe Akzeptanz nicht sozialver-
sicherungspflichtiger Beschäftigungsver-
hältnisse.

Aus der veränderten Zusammenset-
zung der Erwerbsformen ergeben sich aus
einer gesamtwirtschaftlichen Perspektive
zwei grundlegende Fragestellungen:

(1) Hätte sich die Erwerbstätigkeit ohne
diesen Wandel günstiger oder weniger
günstig entwickelt, mit anderen Worten:
führen die Veränderungen zur Substitution
anderer Beschäftigungsformen oder ver-
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2
Niveaueffekte des
Erwerbsformenwandels

Der Wandel der Erwerbsformen ist kein
neues Phänomen. Schon zu Beginn der
1980er Jahre wurde er mit der zunehmen-
den Bedeutung der Teilzeitbeschäftigung
immer stärker sichtbar (Hoffmann/Walwei
1998). Seit der Wiedervereinigung hat die
auch durch mehr geringfügige Beschäfti-
gung getragene Teilzeitarbeit kontinuier-
lich weiter zugelegt. Auch die befristete Be-
schäftigung, die Selbstständigkeit und allen
voran die Leiharbeit wuchsen stärker als
die Zahl der Erwerbstätigen insgesamt (Ab-
bildung 1). In absoluten Zahlen spielt die
Leiharbeit im Jahr 2004 mit knapp 400.000
Beschäftigten eine relativ untergeordnete
Rolle. Ihr hohes Wachstum setzt also auf
geringem Niveau auf. Die Teilzeitbeschäfti-
gung stellte im Jahr 2004 mit etwa 11 Mio.
den größten Teil der atypischen Erwerbs-
formen, gemessen an der Gesamtzahl der
Erwerbstätigen von knapp 39 Mio. Perso-
nen. Die Zahl der Selbstständigen lag bei
rund 4,5 Mio., etwa 2,1 Mio. Menschen wa-
ren befristet beschäftigt.

Mit Blick auf die gesamtwirtschaftli-
chen Arbeitsmarkteffekte des Wandels der
Erwerbsformen ist zu fragen, ob sich die
Gesamtbeschäftigung ohne die Verände-
rungen günstiger oder weniger günstig ent-
wickelt hätte. Allerdings ist es ein schwieri-
ges Unterfangen, den volkswirtschaftlichen
Effekten des Erwerbsformenwandels nach-
zugehen. Hoch aggregierte Makromodelle

stehen für derart diffizile Fragestellungen
nicht zur Verfügung. Einfache Setzungen
verbieten sich angesichts der Komplexität
der Wirkungszusammenhänge. Der Bei-
trag wählt daher ein pragmatisches Vorge-
hen, bei dem deskriptive Analysen und
Plausibilitätsüberlegungen im Vorder-
grund stehen. Betrachtet wird die Entwick-
lung in Gesamtdeutschland zwischen 1994
und 2004, da die ersten Jahre nach der Wie-
dervereinigung noch stark durch die Trans-
formation und damit durch Sonderfakto-
ren bestimmt waren.

2.1 TEILZEITBESCHÄFTIGUNG

Die Teilzeitarbeit reicht von Beschäfti-
gungsverhältnissen knapp unterhalb der
Vollzeitarbeit bis zu geringfügiger Beschäf-
tigung. Mit 54 % sind über die Hälfte der
Teilzeitbeschäftigten geringfügig beschäf-
tigt. Sie arbeiten in Mini- oder Midi-Jobs,
die allein kein existenzsicherndes Einkom-
men gewährleisten.

Nach der Wiedervereinigung hat sich
die Teilzeitbeschäftigung in Deutschland
sehr dynamisch nach oben entwickelt. Die
Zahl der Teilzeitbeschäftigten stieg von
1994 bis 2004 um 4,4 Mio. auf 10,9 Mio.
Arbeitnehmer.1 Ihr Anteil an allen abhän-
gig beschäftigten Arbeitnehmern erhöhte
sich damit von 19,1 % auf 31,6 %. Der An-
stieg des damit verbundenen Arbeitsvolu-
mens fiel etwas geringer aus. Der Teilzeit-
anteil wuchs von 4,07 Mrd. Stunden auf
6,56 Mrd. Stunden, der Anteil am gesamten
Arbeitsvolumen (ohne Nebenjobs) nahm
von 8,2 % auf 13,9 % zu. Es ist damit ein
Trend zu kürzeren Arbeitszeiten zu beob-

achten, der jedoch nicht auf kollektiver
Ebene, sondern individuell vorangetrieben
wird.

Bemerkenswert ist auch der beachtli-
che Anstieg der Nebenjobs (Tabelle 1). Die-
se haben zwischen 1994 und 2004 um
knapp 1 Mio. zugelegt, was u.a. mit der dy-
namischen Entwicklung von Mini- und
Midi-Jobs zusammenhängt (vgl. Bäcker in
diesem Heft). Bei Nebenjobs handelt es
sich ebenfalls um Tätigkeiten mit reduzier-
ter Arbeitszeit, die jedoch analog zu Über-
stunden wie eine Arbeitszeitverlängerung
wirken.

Es wäre unrealistisch zu unterstellen,
dass es sich bei der Erhöhung der Teilzeit-
arbeit gesamtwirtschaftlich um zusätzliche
Beschäftigung handelt. Dies lässt sich an-
hand einer einfachen Modellrechnung
nachvollziehen (Tabelle 1). Wenn man das
Arbeitsvolumen und die tatsächliche
durchschnittliche Jahresarbeitszeit von
Voll- und Teilzeitbeschäftigten sowie von
Personen mit Nebenjobs im Jahr 2004 als
gegeben annimmt, aber von einem Ar-
beitsvolumenanteil dieser Beschäftigungs-
formen wie im Jahr 1994 ausgeht, ergibt
sich eine fiktive Beschäftigtenzahl, die ohne
Nebenjobs um 2,63 Mio. unterhalb der
tatsächlichen Beschäftigtenzahl im Jahr
2004 liegt. Diese Differenz beziffert den Ef-
fekt, der sich unter den gegebenen Annah-
men durch die Umschichtung des Arbeits-
volumens hin zu mehr Teilzeitarbeit und
mehr Nebenjobs herausbildet.

Hinter dieser Modellrechnung stecken
jedoch einige stark vereinfachende Annah-
men. Zum einen wird unterstellt, dass es
den Betrieben möglich gewesen wäre, ihre
Produktion in 2004 mit demselben Ar-
beitsvolumenanteil der Vollzeit zu realisie-
ren wie in 1994. In bestimmten Dienstleis-
tungsbereichen wie dem Handel oder dem
Gaststättengewerbe hätten sich in diesem
Fall aber Flexibilitätsnachteile ergeben. Die
Modellrechnung blendet ebenfalls die Aus-
wirkungen des Strukturwandels aus. So
muss nicht zwangsläufig ein Zusammen-
hang zwischen der Ausweitung von Teil-
zeitstellen und dem Rückgang der Vollzeit-
beschäftigung bestehen. Dieser Wandel hin
zur Teilzeitbeschäftigung kann sich in un-
terschiedlichen Betrieben und Branchen
vollzogen haben, sodass auf hoch aggre-

1 In diese Zeit fiel das Teilzeit- und Befristungsgesetz
von 2001, das von Bach et al. (2005) analysiert
wird.
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giertem Niveau nicht auf Substitutionsef-
fekte geschlossen werden sollte. In jedem
Fall deuten die Berechnungen aber darauf
hin, dass negative Beschäftigungseffekte
des Strukturwandels über eine Ausweitung
der Teilzeitarbeit abgefedert werden kön-
nen, denn bei einem unveränderten Voll-
zeit-Teilzeit-Anteil wäre die Zahl der Be-
schäftigten in der Modellrechnung deut-
lich gesunken.

Insgesamt sollte man jedoch angesichts
der vorliegenden theoretischen und empi-
rischen Befunde die potenziellen Beschäf-
tigungseffekte kürzerer Arbeitszeiten nicht
überschätzen (Allmendinger et al. 2005).
Zwar ist kurzfristig mit positiven Wirkun-
gen einer Arbeitszeitverkürzung zu rech-
nen, weil ansonsten die Produktion nicht
realisiert werden könnte. Doch können
sich die Positiveffekte durch einen zumin-
dest kurzfristigen Zusatzbedarf an Über-
stunden und höhere Lohnstückkosten (in-
folge eines nicht durch Produktivitätsstei-
gerungen kompensierten Lohnausgleichs)
abschwächen. Allenfalls durch eine strikt
kostenneutrale und auf individuelle wie
betriebliche Erfordernisse abgestellte Ar-
beitszeitpolitik sind nennenswerte Beiträge
zu mehr Beschäftigung zu erwarten. Poten-
ziell erfüllt Teilzeitbeschäftigung genau
diese Voraussetzungen. Jedoch ist analog
zu einer allgemeinen Arbeitszeitverkür-
zung bei einem stärkeren Einsatz von Teil-
zeitbeschäftigung zu beachten, dass insbe-
sondere infolge endogener Lohnsteigerun-
gen mittel- und längerfristig Wachstums-
verluste auftreten können (Barth/Zika
1996; Gerlach 2004).

Im Folgenden soll mit der geringfügi-
gen Beschäftigung auf eine Erwerbsform
ausführlicher eingegangen werden, die in
der letzten Dekade maßgeblich zum
Wachstum der Teilzeitbeschäftigung und
der Nebenjobs beigetragen hat. Das Sozio-
oekonomische-Panel (SOEP) weist für die

1990er Jahre eine steigende Zahl dieser Be-
schäftigungsverhältnisse aus – im Bundes-
gebiet nahmen sie von knapp 4 Mio. (1993)
auf rund 5,4 Mio. (1998) zu. Aus der Mel-
destatistik der Bundesagentur für Arbeit
(BA) geht hervor, dass die geringfügige Be-
schäftigung seit 1999 weiter stark an Be-
deutung gewonnen hat. Im Juli 2005 gab es
6,7 Mio. Mini-Jobs.

Nach der Umsetzung der Neuregelung
im Zuge der Hartz-Reform (Einführung
der Mini-Jobs) im April 2003 stieg die Zahl
der ausschließlich geringfügig Beschäftig-
ten bis Mitte 2005 um gut 700.000. Aller-
dings wird die Zunahme etwas geschmä-
lert, wenn man berücksichtigt, dass zum 
1.April 2003 zwischen 100.000 und 200.000
bestehende sozialversicherungspflichtige
Beschäftigungsverhältnisse durch Anhe-
bung der Verdienstgrenze und Aufhebung
der Arbeitszeitgrenze von 15 Stunden pro
Woche zu Mini-Jobs wurden (Rudolph
2006). Die wieder eingeführte Sozialversi-
cherungsfreiheit bei der ersten Nebenbe-
schäftigung schafft Möglichkeiten zu einer
individuellen Verlängerung der Arbeitszeit.
Hieraus erklärt sich der noch stärkere Zu-
wachs bei den geringfügig entlohnten Ne-
benjobbern. Ihre Zahl ist binnen kurzer
Zeit von rund 700.000 im März 2003 auf
mehr als 1,8 Mio. im Juli 2005 angewach-
sen.

Die Neuregelungen verstärken den An-
reiz, Beschäftigungsverhältnisse zu Lasten
der Sozialversicherungen zu zerlegen. Al-
lerdings setzt dies die betriebliche Bereit-
schaft voraus,Arbeitsplätze auf verschiede-
ne Personen aufzuteilen. Die Frage, ob 
und inwieweit sozialversicherungspflichti-
ge Beschäftigte durch Mini-Jobs verdrängt
werden, kann vorläufig nur mit ersten Aus-
wertungen aus der Beschäftigtenstatistik
beantwortet werden.2 Branchenbezogene
Analysen zeigen, dass die Expansion der
Mini-Jobs sowohl in schrumpfenden als

auch in wachsenden Bereichen stattfand.
Im Verarbeitenden Gewerbe und im Bau-
sektor konnte der starke Rückgang sozial-
versicherungspflichtiger Beschäftigung
schon rein rechnerisch nicht durch Mini-
Jobs kompensiert werden. In den wirt-
schaftsnahen Dienstleistungen und im Ge-
sundheits- und Sozialwesen nahmen so-
wohl Mini-Jobs als auch sozialversiche-
rungspflichtige Beschäftigung zu, was auf
eine gewisse Komplementarität beider Be-
schäftigungsformen hindeutet. Dagegen
konnten im Handel oder im Gaststättenbe-
reich Mini-Jobs einen Teil des Arbeitsvolu-
mens abdecken, das bei regulärer Beschäf-
tigung entfallen ist (Rudolph 2006; Voss-
Dahm 2005). In diesen Bereichen spielt die
zeitliche Flexibilität eine besondere Rolle,
und die Tätigkeiten lassen sich relativ pro-
blemlos auf mehrere Personen verteilen.
Ob es sich bei dieser Branchenbetrachtung
aber um betriebliche Substitution oder
zwischenbetriebliche Verschiebungen der
Beschäftigungsformen handelt, kann noch
nicht abschließend beantwortet werden
(ISG/RWI 2005). Die Bundesagentur für
Arbeit stellte zwischen März 2003 und
März 2004 lediglich in etwa 8 % der Be-
triebe gleichzeitig einen Abbau sozialversi-
cherungspflichtiger Beschäftigung und ei-
nen Aufbau von Minijobs (ohne Neben-
jobs) fest. Mehr geringfügige Arbeitsver-
hältnisse entstanden in Betrieben, die
ebenfalls sozialversicherungspflichtige Be-
schäftigung aufbauten (BA 2004; Rudolph
2006).

Abschließend lässt sich festhalten, dass
ein positiver Effekt von mehr Teilzeitbe-
schäftigung auf das Niveau der Erwerbs-

2 Von einem zusätzlichen Arbeitsvolumen könnte
insbesondere dann ausgegangen werden, wenn
Schwarzarbeit verdrängt würde. Hierzu gibt es
aber keine belastbaren Befunde.

Tabelle 1: Modellrechnung zum Arbeitsvolumen der abhängig Beschäftigten
Jahr 1994 Jahr 2004 Jahr 2004 fiktiv

in Mrd. in % Beschäftigte in Mrd. in % Beschäftigte in Mrd. in % Tatsächliche Beschäftigte 
Std. (in Tsd.) Std. (in Tsd.) Std. durchschnittliche (in Tsd.)

Jahresarbeitszeit 
2004 (Std.)

Arbeitsvolumen: 45,297 91,2 27.331 39.778 84,6 23.693 42,914 91,2 1.679 25.561
Vollzeitanteil
Arbeitsvolumen: 4,071 8,2 6.460 6.555 13,9 10.936 3,857 8,2 599 6.435
Teilzeitanteil
Arbeitsvolumen: 0,284 0,6 761 0.707 1,5 1.754 0,269 0,6 403 668
Nebenjobs
Arbeitsvolumen: 49,652 100,0 33.791 47.04 100,0 36.383 47,04 100,0 32.664
insgesamt

Quelle: Eigene Darstellung – Daten aus Allmendinger et al. (2005).
Hans Böckler
Stiftung
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fallen geringere Einstellungskosten an und
durch die Arbeitnehmerüberlassung sind
Effizienzsteigerungen durch eine verbes-
serte Auslastung möglich. Für Spitzenbe-
lastungen bzw. kurzfristige Arbeitsausfälle
muss nun weniger Personal vorgehalten
werden.

Nach der Wiedervereinigung kam es zu
einer Reihe von Reformen des Leiharbeits-
rechts mit dem Schwerpunkt einer Verlän-
gerung der Überlassungshöchstdauer. An-
fang 2003 wurde dann die Arbeitnehmer-
überlassung umfassend dereguliert, gleich-
zeitig aber auch das Prinzip des „equal
treatment“ für Leiharbeitnehmer einge-
führt (Jahn 2004; ISG/RWI 2005). Die
Leiharbeitnehmerquote stieg zwischen
1994 und 2004 um einen Prozentpunkt auf
etwas über 1,5 %, die Zahl der Leiharbeit-
nehmer nahm in diesem Zeitraum um
rund 250.000 Personen auf knapp 400.000
zu (Abbildung 2). Damit ist die Leiharbeit
in der jüngeren Vergangenheit die Beschäf-
tigungsform mit dem höchsten Wachstum,
auch wenn ihr Beschäftigungsanteil in
Deutschland deutlich hinter internationa-
len Werten zurückbleibt (vgl. Promberger
in diesem Heft).

Die gesamtwirtschaftliche Wirkung
verschwimmt bereits durch die gegenläufi-
gen Effekte in Entleih- und Verleihbetrie-
ben. So stehen den Beschäftigungsgewin-
nen in den Zeitarbeitsagenturen mögliche
Arbeitsplatzverluste bei den Entleihern ge-
genüber. Promberger (2005) zeigt allerdings
anhand von Untersuchungen des IAB-Be-
triebspanels, dass zwar von einer gewissen
Substitution von Normalarbeitsverhältnis-
sen auszugehen ist, dass diese jedoch ge-
samtwirtschaftlich kaum ins Gewicht fällt.
So sind im Zeitraum von 1998 bis 2003 le-
diglich in etwa 15.000 Betrieben (dies ent-
spricht 0,75 %) ein gleichzeitiger Abbau
von regulärer Beschäftigung und ein Aus-
bau der Leiharbeit zu konstatieren. Der
Aufbau von Leiharbeit geht aber häufig zu
Lasten befristeter Arbeitsverhältnisse. Der
aufgrund der zunehmenden Nutzung von
Leiharbeit mögliche Verzicht auf Neuein-
stellungen kann hierdurch jedoch nicht ab-
gebildet werden. Vor allem Betriebe des
verarbeitenden Gewerbes nutzen in Aus-

Vor dem Hintergrund des Rückganges ar-
beitsmarktpolitisch induzierter Befristun-
gen ist jedoch ein Anstieg der Bedeutung
befristeter, nicht subventionierter Beschäf-
tigungsverhältnisse zu vermerken.3

Was die zuletzt etwas stärkere Verbrei-
tung von Befristungen angeht, bestehen
Hinweise auf eine Substitution unbefriste-
ter Arbeitsverhältnisse (Giesecke/Groß in
diesem Heft). Ein Indiz hierfür ist, dass be-
fristete Arbeitsverhältnisse häufig als ver-
längerte Probezeit genutzt werden, die
nachfolgend zu einer Übernahme in Nor-
malarbeitsverhältnisse führen (Boock-
mann/Hagen 2005). Selbst wenn es nicht
zur betrieblichen Übernahme kommt,
können durch Mitnahme des geringeren
Kündigungsschutzes Substitutionseffekte
auftreten. Wie frühere Untersuchungen zu
den gesamtwirtschaftlichen Effekten der
Einführung des Beschäftigungsförderungs-
gesetzes zeigen, dürfte aber dennoch ein ge-
wisser, eher kleiner Teil komplementär sein
und damit zusätzliche Beschäftigung be-
wirken (Büchtemann/Höland 1989; Bie-
lenski 1997). Dies ergibt sich aus der mit
dem Einsatz von Befristungen verbundenen
Absenkung der Einstellungs(grenz)kos-
ten, dem dadurch möglichen Vorziehen
von Neueinstellungen und den Chancen
des Abbaus vermeidbarer Überstunden.

LEIHARBEIT

Im Vergleich zu Befristungen erlangt das
Unternehmen bei Leiharbeit eine noch
größere Flexibilität bei der Beendigung des
Beschäftigungsverhältnisses. Aufgrund der
Vorselektion durch die Leiharbeitsfirma

tätigkeit unstrittig sein dürfte. Ein nen-
nenswerter Anteil des Anstiegs der Teilzeit-
beschäftigung ist daher mit Blick auf das
Niveau der Erwerbstätigkeit als komple-
mentär anzusehen. Einen vergleichbaren
Effekt gibt es jedoch mit Blick auf das Ar-
beitsvolumen nicht, weil bei insgesamt we-
nig dynamischer Gesamtbeschäftigung die
durchschnittliche Jahresarbeitszeit je Er-
werbstätigem gesunken ist.

2.2 TEMPORÄRE ERWERBSFORMEN

Unter den Begriff der temporären Erwerbs-
formen fallen die befristeten Arbeitsver-
hältnisse und die Leiharbeit. Beide haben in
den vergangenen Jahren in unterschiedli-
cher Weise an Bedeutung gewonnen.

BEFRISTUNGEN

Die Besonderheit von Befristungen besteht
darin, dass das Arbeitsverhältnis ohne ex-
plizite Kündigung nach Ablauf der verein-
barten Frist endet. Durch die Senkung der
Fluktuationskosten gehen auch die erwar-
teten Entlassungskosten bei Neueinstellun-
gen zurück, sodass gerade in Aufschwung-
phasen verstärkt Beschäftigung aufgebaut
werden kann.

Der Anteil befristeter Beschäftigungs-
verhältnisse lag bei Angestellten und Ar-
beitern bis Mitte der 1990er Jahre bei
knapp 7 %. Dann erfolgte ein Anstieg bis
zum Jahr 1999 – seitdem hat sich die Quo-
te zwischen 7,5 und 8 % eingependelt.
Auch absolut gesehen hielt sich der Zu-
wachs bei befristeten Beschäftigungsver-
hältnissen mit knapp 200.000 in Grenzen.

3 Ab 2005 wird wieder ein starker Sondereffekt der
Arbeitsmarktpolitik auf die Befristungen eintreten,
weil die seitdem stark genutzten Arbeitsgelegen-
heiten zu den temporären Erwerbsformen zu rech-
nen sind.

Abb. 2: Umfang der Leiharbeit 1994-2004

Quelle: IAB auf der Grundlage der Arbeitnehmerüberlassungsstatistik.
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lastungsspitzen die Leiharbeit und können
so ihre Personaldecke knapper kalkulieren.

Auch wenn sich die zusätzlichen Be-
schäftigungseffekte einer Ausweitung der
Leiharbeit alles in allem in Grenzen halten
dürften, sind sie dennoch nicht auszu-
schließen. So könnten bei den Entleihern
über die Einsparung von Arbeitskosten
und einer damit möglichen Produktions-
ausweitung mittel- und längerfristig Be-
schäftigungsgewinne erzielt werden (Em-
merich et al. 2002). Von positiver gesamt-
wirtschaftlicher Bedeutung ist schließlich,
dass Leiharbeit – aufgrund starker Akti-
vitäten im Bereich gewerblich-technischer
Mangelberufe – einen Beitrag zur Über-
windung von Arbeitskräfteengpässen und
damit zur Reduzierung von Mismatch so-
wie von vermeidbaren Überstunden leistet
(Klös 2000).

3
Struktureffekte und 
Arbeitsmarktdynamik

Neben der in Abschnitt 2 behandelten Fra-
ge der Zusätzlichkeit soll nun untersucht
werden, inwiefern es Arbeitslosen und
wettbewerbsschwächeren Arbeitnehmern
gelingt, über atypische Beschäftigungsver-
hältnisse den Weg in ein reguläres Beschäf-
tigungsverhältnis zu finden. Es ist also zu
diskutieren, welche Auswirkungen der
Wandel der Erwerbsformen auf die Durch-
lässigkeit des Arbeitsmarktes und die Be-
schäftigungsdynamik hat, und ob atypi-
sche Beschäftigungsformen die ihnen häu-
fig zugedachte Brückenfunktion in Nor-
malarbeitsverhältnisse erfüllen können.
Neben dieser Übergangsfunktion ist es je-
doch ebenso denkbar, dass Personen in aty-
pischen Beschäftigungsformen feststecken
(Einsperreffekte) oder dass sich Drehtür-
effekte ergeben. Schließlich können atypi-
sche Erwerbsformen auch eine Brücke in
die Arbeitslosigkeit darstellen.Weiterhin ist
zu fragen, ob sich der Wandel der Beschäf-
tigungsformen für bestimmte Personen-
gruppen besonders positiv oder negativ
ausgewirkt hat. Im Hinblick auf die Prob-
lemgruppen am Arbeitsmarkt spielen vor
allem die Charakteristika Alter und Quali-
fikation eine besondere Rolle.

Die makroökonomische Wirkung des
Erwerbsformenwandels leitet sich aus den
mikroökonomischen Entscheidungen der
Unternehmen ab. Zunächst spricht die Or-

ganisation komplexer Produktionsprozesse
in hochtechnisierten Unternehmen dafür,
dass ein Interesse an stabilen und vertrau-
ensvollen Beziehungen mit den Mitarbei-
tern besteht (vgl. Hohendanner/Bellmann
in diesem Heft). Denkbar ist jedoch der
Wunsch nach einer stärkeren externen Fle-
xibilität zum Ausgleich betrieblicher oder
personeller Schwankungen. Hier sind ins-
besondere einfache Tätigkeiten zu nennen,
deren Ausübung leicht kontrollierbar ist
und die daher stärker „marktgängig“ sind.
Eine auf diese Weise entstehende Differen-
zierung kann einerseits zu einer (fort-
schreitenden) Segmentierung des Arbeits-
marktes beitragen. Andererseits bietet sie
Arbeitslosen den Einstieg in ein – wenn
auch unsicheres – Beschäftigungsverhält-
nis. Aus Sicht der Outsider steht dann die
Frage im Vordergrund, inwiefern sie sich
auf diese Weise für einen Platz in der Kern-
belegschaft empfehlen können.

Betrachtet man atypische Beschäfti-
gungsverhältnisse als eine Möglichkeit,
längere Zeitspannen der Arbeitslosigkeit zu
vermeiden, so gehen hiermit weitere posi-
tive Effekte einher, die mit dem Erhalt der
allgemeinen und spezifischen Qualifikatio-
nen zusammenhängen. Die geringere Ent-
wertung des bestehenden Humankapitals
trägt dazu bei, dass sich Verfestigungsten-
denzen der Arbeitslosigkeit abschwächen.
Auch aus psychologischer Sicht dürften die
Effekte positiv ausfallen, insbesondere
wenn man der Erwerbsarbeit neben der
reinen Einkommensfunktion weitere Ei-
genschaften zuspricht (Statusfunktion,
Selbstverwirklichung).

Auch Entmutigungseffekte, die vor al-
lem bei dauerhafter Arbeitslosigkeit eine
Rolle spielen, treten seltener auf, wenn 
zusätzliche Beschäftigungsmöglichkeiten 
existieren. Menschen gewöhnen sich nicht
an Unterstützung durch Dritte, Eigen-
initiative und Eigenverantwortung werden
gestärkt und der Rückgriff auf staatliche
Leistungen oder das soziale Netz erfolgt sel-
tener. Damit strahlen die positiven Effekte
eines erleichterten Zugangs zu einer Er-
werbstätigkeit auch in andere gesellschaft-
liche Bereiche aus.

3.1 TEILZEITBESCHÄFTIGUNG

Obwohl die Teilzeitbeschäftigung bei Män-
nern in den vergangenen Jahren deutlich
zugenommen hat, erhöht sich durch diese
Erwerbsform vor allem die Arbeitsmarkt-
partizipation von Frauen. Sie stellen noch

immer etwa drei Viertel der Teilzeitbe-
schäftigten. Fast die Hälfte aller weiblichen
Beschäftigten arbeitet damit Teilzeit. Bei ih-
nen zeigt sich ein relativ ausgeglichenes
Verhältnis von regulärer Teilzeit zu gering-
fügiger Beschäftigung, während Letztere
bei den Männern mit 75 % deutlich über-
wiegt.Während Männer Teilzeitarbeit eher
am Anfang und am Ende ihrer Lebensar-
beitszeit nutzen, nimmt sie bei Frauen
während der gesamten Erwerbszeit eine
wichtige Rolle ein (Wanger 2006).

„REGULÄRE“ TEILZEITARBEIT

Obwohl der Anteil der Frauen auf „re-
gulären“ Teilzeitstellen deutlich höher liegt
als der der Männer, gelingt ihnen deutlich
seltener der Sprung von der Teilzeit in ein
Normalarbeitsverhältnis. Reguläre Teilzeit-
arbeit stellt für Männer also einen ersten
Schritt auf der Karriereleiter dar, während
bei Frauen die Vereinbarkeit verschiedener
Lebensmuster im Vordergrund steht. Die
starke Verbreitung von Teilzeitarbeit bei
Frauen spiegelt nur zum Teil ihren Wunsch
nach geringerer Arbeitszeit wider.Vielmehr
bildet sie die Mängel bei der gesellschaftli-
chen Verbindung von Arbeit und Beruf ab,
die noch immer vor allem von den Frauen
getragen werden. Dies lässt sich auch daran
ablesen, dass sich der Haushaltskontext be-
trächtlich auf die Erwerbsmöglichkeiten
von Frauen auswirkt. Frauen mit Kindern
wechseln deutlich seltener in Vollzeitbe-
schäftigung als ihre kinderlosen Pendants.
Dagegen spielt der Haushaltskontext bei
Männern keine Rolle für ihren Verbleib in
Teilzeitarbeit (Schäfer/Vogel 2005). Daher
sind weitere Verbesserungen zur Verein-
barkeit von Familie und Beruf eine Voraus-
setzung für mehr Chancengleichheit auf
dem Arbeitsmarkt (Wanger 2006).

Den Weg aus der Arbeitslosigkeit über
die Teilzeit in eine Vollzeitbeschäftigung
gingen im Zeitraum 1995 bis 2003 nur
5,4 % der Arbeitsuchenden. Die Wahr-
scheinlichkeit, aus der Arbeitslosigkeit so-
fort eine Vollzeitbeschäftigung zu finden,
ist deutlich höher. Der umgekehrte Weg aus
einer Teilzeitbeschäftigung in die Arbeits-
losigkeit wird allerdings auch nicht häufig
beschritten – lediglich bei ostdeutschen
Männern steht dieses Muster mit rund
15 % der Sequenzen an der Spitze (Schäfer/
Vogel 2005).

Ein hohes Bildungsniveau erhöht all-
gemein die Wahrscheinlichkeit des Wech-
sels in eine Vollzeitbeschäftigung und senkt
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die Wahrscheinlichkeit, im Anschluss ar-
beitslos zu werden. Ein weiterer wichtiger
Gesichtspunkt ist die bereits erworbene Be-
rufserfahrung (O’Reilly/Bothfeld 2002). Es
existiert also eine gewisse Pfadabhängig-
keit: Während vorangehende Arbeitslosig-
keit die Gefahr erneuter Arbeitslosigkeit er-
höht, steigt bei vorangehender Beschäfti-
gung die Chance auf einen neuen Arbeits-
platz.

MINI-JOBS UND GERINGFÜGIGE 
BESCHÄFTIGUNG

Unter Status quo-Bedingungen ist das Ar-
rangement der Mini-Jobs kaum geeignet,
den Übergang in ein Normalarbeitsver-
hältnis zu ebnen. So hat sich gezeigt, dass
diese Erwerbsform gerade für solche Tätig-
keiten attraktiv ist, die nur einer relativ ge-
ringen Qualifikation bedürfen. Eine Um-
wandlung der Mini-Job-Beschäftigung in
ein relativ teureres Normalarbeitsverhält-
nis ist damit nicht zu erwarten.

Auch für viele Arbeitsanbieter in die-
sem Segment steht der Übergang in ein
Normalarbeitsverhältnis nicht im Vorder-
grund. Im April 2004 strebte nur rund ein
Viertel der Mini-Jobber den Wechsel in
nicht geringfügige Beschäftigung an. Mini-
Jobs sind in rund 40 % der Fälle von Vorn-
herein als Nebenbeschäftigung und damit
als Hinzuverdienstmöglichkeit angelegt
(Fertig et al. 2005). Gründe hierfür lassen
sich in der Struktur der Mini-Jobber fin-
den, in der Schüler, Studenten und Rentner
stark vertreten sind. Weiterhin bietet der
Mini-Job die Chance zur Aufbesserung des
Haushaltseinkommens bei gleichzeitiger
Vereinbarkeit von Familie und Beruf – dies
erklärt, warum etwa zwei Drittel der ge-
ringfügig Beschäftigten Frauen sind.

Geringfügige Beschäftigungsverhält-
nisse zeichnen sich durch eine hohe Fluk-
tuation aus. Betrachtet man die Gruppe der
ausschließlich geringfügig Beschäftigten,
ist die Fluktuation doppelt so hoch wie bei
voll sozialversicherungspflichtig Beschäf-
tigten. Knapp zwei Drittel dieser Personen
wechseln innerhalb eines Jahres den Ar-
beitsplatz (Kalina/Voss-Dahm 2005).

Empirische Untersuchungen zu Über-
gängen zwischen Mini-Jobs und sozialver-
sicherungspflichtiger Beschäftigung aus
den Jahren 2003/2004 zeigen, dass die
Brücke in beide Richtungen begangen
wird. Mit 437.000 Menschen wechselten
sogar rund 50.000 Beschäftigte mehr aus
sozialversicherungspflichtiger Beschäfti-

gung in einen Mini-Job als umgekehrt (BA
2004).

Der Integrationswirkung von Mini-
Jobs ist also mit Skepsis zu begegnen, wenn
man den Übergang in ein Normalarbeits-
verhältnis als oberstes Ziel betrachtet 
(Keller/Seifert sowie Bäcker in diesem
Heft). Andererseits ergeben sich Möglich-
keiten zur verstärkten Partizipation sowie
zur verbesserten Vereinbarkeit unterschied-
licher Lebensinhalte, und zwar anschei-
nend ohne dass es in einem größeren Aus-
maß zu einer Substitution von Normalar-
beitsverhältnissen käme (Abschnitt 2.1).
Problematisch erscheint jedoch die Tatsa-
che, dass durch Mini-Jobs keine Sozial-
versicherungsansprüche erworben werden.
Damit fehlt den Beschäftigten bei einem
längeren Verbleib in dieser Erwerbsform ei-
ne wichtige Säule der finanziellen Absiche-
rung. Dann ist die Wahrscheinlichkeit
groß, dass diese Menschen im Alter auf
steuerfinanzierte Leistungen angewiesen
sein werden.

3.2 TEMPORÄRE ERWERBSFORMEN

Bei befristeten Arbeitsverhältnissen mit ei-
nem vertraglich vereinbarten Enddatum
stellt sich automatisch die Frage nach dem
„Danach“. Auch bei der Leiharbeit wur-
den hohe Erwartungen geweckt, was den 
Klebeeffekt in den entleihenden Betrieben
angeht. Der Übergang in neu zu schaffen-
de, sozialversicherungspflichtige Beschäfti-
gungsverhältnisse war erklärtes Ziel der Re-
formen der Hartz-Kommission.

BEFRISTUNGEN

Untersuchungen deuten darauf hin, dass
Befristungen durchaus eine Scharnierfunk-
tion auf dem Arbeitsmarkt einnehmen
(vgl. Giesecke/Groß in diesem Heft). So 
lässt sich eine höhere Wahrscheinlichkeit
ermitteln, dass Personen, die eine befriste-
te Beschäftigung begonnen haben, auch
drei Jahre später noch in Beschäftigung
sind als jene aus einer Vergleichsgruppe, die
aus der Arbeitslosigkeit nach einer regu-
lären Beschäftigung suchten (McGinnity/
Mertens 2002; Hagen 2003; Boockmann/
Hagen 2005).

Etwa 40 % der befristeten Arbeitsver-
träge werden in unbefristete umgewandelt,
wobei 70 % der Übergänge auf einen
Wechsel innerhalb des Betriebes zurückzu-
führen sind. Befristungen führen in diesen
Fällen zu Erwerbsverhältnissen, die lang-

fristig ebenso stabil sind wie unbefristet ab-
geschlossene. Damit erfüllen Befristungen
in einem beträchtlichen Umfang eine er-
weiterte Probezeitenfunktion und dienen
als Brücke in ein Normalarbeitsverhältnis.

Neben der steigenden Einstellungs-
wahrscheinlichkeit erhöht sich aber auch
das individuelle Risiko, aufgrund auslau-
fender Verträge arbeitslos zu werden. Der
Gefahr der anschließenden Arbeitslosigkeit
steht jedoch die Chance des Übergangs in
ein gesichertes Erwerbsverhältnis gegen-
über (Boockmann/Hagen 2005). Schließ-
lich besteht die Möglichkeit, dass einem
befristeten Arbeitsverhältnis weitere folgen
(Giesecke/Groß 2002). Damit deuten sich
zwar gewisse Einsperreffekte an – solange
es an sicheren Beschäftigungsverhältnissen
fehlt, sind solche Befristungsketten aber ei-
nem längerfristigen Verbleib in Arbeitslo-
sigkeit vorzuziehen.

Die Beschäftigungsrisiken und -chancen
von Befristungen fallen in Abhängigkeit
von persönlichen Charakteristika unter-
schiedlich aus (McGinnity/Mertens 2002).
So ist das anschließende Arbeitslosigkeits-
risiko bei Geringqualifizierten deutlich
höher als bei Höherqualifizierten. Dies
überrascht allerdings nicht, wenn man sich
die allgemeine Arbeitsmarktlage beider
Gruppen vor Augen führt. Beide Pole stel-
len die Qualifikationsgruppen mit den
höchsten Anteilen befristeter Beschäfti-
gung (Rudolph 2006). Bei qualifizierten
Arbeitnehmern dürfte die Probezeiten-
funktion eine größere Rolle spielen,
während bei den geringer Qualifizierten
eher die erhöhte Anpassungsfähigkeit an
veränderte betriebliche Auslastungslagen
im Vordergrund stehen wird.

Mittlere und höhere Altersgruppen 
sehen sich einem größeren Risiko ausge-
setzt, im Anschluss an eine Befristung ar-
beitslos zu werden. Daher deuten die Daten
nicht darauf hin, dass Befristungen die
Probleme älterer Arbeitsloser lösen kön-
nen. In den höheren Altersgruppen fallen –
trotz massiver Deregulierung in den letzten 
Jahren – die wenigsten Befristungen an
(Abbildung 3).

Während die Variablen „Ausländer“
und „Behinderung“ den Übergang aus 
Arbeitslosigkeit in unbefristete Beschäf-
tigung signifikant erschweren, ist dies
beim Abschluss befristeter Arbeitsverhält-
nisse nicht der Fall. Für diese Gruppen 
bieten Befristungen damit die Chance 
zur Arbeitsmarktintegration (Boockmann/
Hagen 2005).
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Grundsätzlich deuten die vorliegenden
Untersuchungen darauf hin, dass Befris-
tungen die Durchlässigkeit am Arbeits-
markt und damit auch die Arbeitsmarkt-
dynamik erhöhen. So stieg die Relation von
befristeten zu unbefristeten Neueinstellun-
gen von etwa 1:4 im Jahr 1991 auf rund 4:5
im Jahr 2003 (Rudolph 2006). Diese Ent-
wicklung ist darin begründet, dass sich der
Einstieg in den Arbeitsmarkt immer mehr
über befristete Arbeitsverhältnisse voll-
zieht, was sich in einem wachsenden Anteil
junger Arbeitnehmer mit befristeten Ar-
beitsverträgen niederschlägt. Zudem sind
befristete Beschäftigungsverhältnisse stär-
ker volatil, das heißt Auf- und Abbau voll-
ziehen sich mit einer höheren Rate.
Während auf 100 unbefristete Beschäfti-
gungsverhältnisse halbjährlich nur drei bis
vier unbefristete Neueinstellungen vorge-
nommen werden, sind es bei befristeten
Beschäftigungsverhältnissen über 40. Dies
deutet darauf hin, dass Befristungen die
Anpassung der Beschäftigtenzahlen an 
zyklische Schwankungen verbessern.

Diese zusätzliche Dynamik ist insge-
samt positiv zu beurteilen, weil der Zugang
zum Arbeitsmarkt erleichtert wird. Sie geht
eher nicht auf Kosten der bereits unbefris-
tet beschäftigten Arbeitnehmer. Es ist sogar
zu vermuten, dass die befristet Beschäftig-
ten eine Art Absicherung der Festangestell-
ten in schlechten Zeiten bieten, da über Be-
fristungen relativ leicht Beschäftigung ab-
gebaut werden kann („Puffereffekt“).

Die mit Befristungen verbundene
Lockerung des Kündigungsschutzes bietet
gerade für Personenkreise mit strukturel-
len Nachteilen eine Möglichkeit zur Ar-
beitsmarktintegration. Dabei spielen zu-
nächst Kostensenkungspotenziale eine
Rolle, die den Einsatz von weniger pro-
duktiven Arbeitnehmern für die Unter-
nehmen attraktiver machen. In diesem
Zusammenhang ist vor allem auf Gering-
qualifizierte, Ausländer und Behinderte 
zu verweisen, die überdurchschnittlich
häufig befristet eingestellt werden. Eine
weitere Gruppe mit starkem Anteil befris-
teter Beschäftigungsverhältnisse stellen
die jüngeren Arbeitnehmer (Abbildung 3).
Die Neueinsteiger auf dem Arbeitsmarkt
verfügen naturgemäß noch nicht über
große Berufserfahrung, sodass der Probe-
zeitaspekt von Befristungen im Vorder-
grund steht. Das Instrument verbessert
auf diese Weise die Effizienz des Arbeits-
einsatzes in den Unternehmen. Auf der
übergeordneten Arbeitsmarktebene erhöht

sich zudem die Qualität des Matching-
Prozesses.

LEIHARBEIT

Verleihfirmen rekrutieren in hohem Maße
aus der Arbeitslosigkeit bzw. aus der Nicht-
Erwerbstätigkeit. Etwa 60 % der Leih-
arbeitnehmer waren zuvor nicht beschäf-
tigt, weitere 10 % wechselten von anderen
Verleihern. Die Wünsche und Eigenschaf-
ten der Leiharbeitnehmer decken sich je-
doch nicht immer mit den Anforderungen
der Branche, sodass eine hohe Fluktuation
zu verzeichnen ist (Jahn/Wolf 2005). Nur
40 % der Arbeitsverhältnisse dauern länger
als drei Monate.

In einer Untersuchung auf Grundlage
des IAB-Betriebspanels wird für 2003 ein
direkter Klebeeffekt von 12 % ausgewiesen
– hier sind lediglich die Übergänge gezählt,
die innerhalb ein und desselben Betriebes
gelingen (vgl. Promberger in diesem Heft).
In einer breiteren Perspektive sind jedoch
zusätzlich Wechsel in sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigung in anderen Unter-
nehmen von Interesse. Untersuchungen
lassen darauf schließen, dass die gesamte
Übergangsquote in etwa bei 30 % liegt
(Schröder 1997; Rudolph 2005; Burda/
Kvasnicka 2005).4 Auf der anderen Seite
sind auch Übergänge von Leiharbeit in Ar-
beitslosigkeit zu verzeichnen – Schröder
(1997) beziffert sie mit rund 20 %. Trotz-
dem kann der Arbeitnehmerüberlassung
vor allem bei jüngeren Arbeitnehmern und
Berufsanfängern eine Brückenfunktion in

feste Beschäftigung zugesprochen werden.
Eine Ursache für die Integrationseffekte be-
steht darin, dass sich die Zeitarbeiter aus ei-
nem bestehenden Beschäftigungsverhält-
nis für einen regulären Arbeitsplatz bewer-
ben und damit Arbeitswillen und -fähigkeit
signalisieren können.

Weiterhin erfüllt die Leiharbeit ge-
samtwirtschaftlich die Funktion eines Be-
schäftigungspuffers, indem sie vor allem im
Umfeld von Großbetrieben eine Mittler-
rolle bei der Allokation des Faktors Arbeit
spielt. Dabei leistet sie einen Beitrag, um
die negativen Konsequenzen des Struktur-
wandels für wettbewerbsschwächere Ar-
beitnehmer abzumildern. So zeigt sich,
dass die Erwerbsform der Leiharbeit vor al-
lem bei geringer qualifizierten Beschäftig-
ten expandierte (Rudolph 2005). Diese
üben jedoch in der Regel Tätigkeiten aus,
für die in den vergangenen Jahren immer
weniger Normalarbeitsverhältnisse zur
Verfügung standen. Durch ihr Kosten-
senkungspotenzial trägt die Leiharbeit also
dazu bei, dass das Segment der einfachen
Tätigkeiten nicht weiter an Bedeutung ver-
liert und gerade für Geringqualifizierte ei-
ne Einkommensquelle jenseits von Trans-
ferleistungen bestehen bleibt.

4 Von den Beschäftigten der 2003 neu geschaffenen
Personal-Service-Agenturen (PSA) konnten zwi-
schen April 2003 und Januar 2004 etwa 42 % in
eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung
wechseln. Der Arbeitnehmerbestand in den PSA
lag im Jahr 2004 bei 28.000 Personen (Jahn 2005).

Abb. 3: Befristungsquoten nach Altersgruppen Deutschland
1994-2004 - in % -

Quelle: Mikrozensus, STATIS-Bund, Auswertung IAB Ber.6.
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4
Flexibilität: nicht ob, 
sondern wie!

Die Erwerbsformen sind seit langem in Be-
wegung. Zwar ist die externe Flexibilität der
Unternehmen durch atypische Erwerbs-
formen ebenso gewachsen wie die interne
Flexibilität durch die stärkere Verbreitung
tarifvertraglicher Öffnungsklauseln. Doch
auch nach den jüngsten umfassenden Ar-
beitsmarktreformen ist das Normalarbeits-
verhältnis weiter mit hohen Abgaben belas-
tet und durch einen recht weitgehenden
Kündigungsschutz gekennzeichnet. Solan-
ge die atypischen Erwerbsformen in bei-
derlei Hinsicht relativ attraktiver sind,
dürften sich weitere Verschiebungen zu
ihren Gunsten ergeben.

Durch diese Entwicklung kann durch-
aus Druck auf das allgemeine Lohnniveau
ausgeübt werden. Allerdings tritt diese Si-
tuation nur dann ein, wenn die Erwerbs-
formen tatsächlich in Konkurrenz zuein-
ander stehen. Dies ist jedoch nur einge-
schränkt der Fall, da bestehende Normal-
arbeitsverhältnisse in der Regel über
weitere Arbeitsmarktinstitutionen abgesi-
chert sind. Die Kernbelegschaft profitiert
sogar vom Aufbau einer Randbelegschaft,
da Letztere in der Regel zuerst von Entlas-
sungen betroffen sein wird.

Was die gesamtwirtschaftlichen Effekte
des Wandels der Erwerbsformen angeht,

dürften sich die Zusatzbeschäftigungsef-
fekte durch den Erwerbsformenwandel
(gemessen an der Zahl der Erwerbstätigen)
– abgesehen vom Wachstum der Teilzeitar-
beit – in engen Grenzen halten. Eine ande-
re Frage ist allerdings, ob die Probleme auf
dem Arbeitsmarkt ohne den Erwerbsfor-
menwandel nicht noch größer wären.
Denn neben den Niveaueffekten ist auch
die Durchlässigkeit des Arbeitsmarktes zu
betrachten. Für die Gruppe der Outsider
spielen der Zugang zum ersten Arbeits-
markt und die Brückenfunktion atypischer
Beschäftigungsverhältnisse eine wichtige
Rolle. Diese Funktion wird von befristeter
Beschäftigung oder Leiharbeit nicht selten
erfüllt. Durch die vom Normalarbeitsver-
hältnis abweichenden Erwerbsformen ist es
zumindest zu einer etwas stärkeren Öff-
nung des Arbeitsmarktes gekommen. Hier-
durch kann das Problem dauerhafter Ar-
beitslosigkeit angegangen und einem wei-
teren Anstieg der Langzeitarbeitslosigkeit
entgegengewirkt werden.

Den positiven Effekten des Erwerbsfor-
menwandels stehen allerdings ernst zu
nehmende Probleme gegenüber. So führen
insbesondere geringfügige Formen der
Teilzeitarbeit nicht zu einem existenzsi-
chernden Einkommen. Weiterhin lassen
sich nicht intendierte Nebenwirkungen
von atypischen Beschäftigungsformen, bei-
spielsweise in Form von Drehtüreffekten
oder Stigmatisierungseffekten, nicht aus-
schließen.Wie die Entwicklung der Leihar-
beit zeigt, können sich Letztere jedoch mit

der Zeit abschwächen, sodass eine durch-
aus wünschenswerte Erweiterung der Be-
schäftigungsformen gelingen kann.

Eine Alternative zu noch mehr Vielfalt
bei den Erwerbsformen wäre eine stärkere
Flexibilisierung und Neudefinition des
Standardarbeitsverhältnisses. Zu beachten
ist dabei allerdings, dass dafür auch auf der
Arbeitsangebotsseite Voraussetzungen zu
schaffen wären, beispielsweise durch eine
möglichst gute Erstausbildung und die Eta-
blierung von Systemen Lebenslangen Ler-
nens. Dies würde die Beschäftigungsfähig-
keit in Zeiten eines beschleunigten Struk-
turwandels so verbessern, dass die mit
mehr Flexibilität einhergehenden Verände-
rungen auch als Chance betrachtet werden
können (Eichhorst et al. 2004).

Die Ergebnisse dieses Beitrages werfen
die Frage auf, ob das Normalarbeitsver-
hältnis in der bestehenden Ausgestaltung
noch die adäquate Form der Beschäftigung
in einer international arbeitsteiligen Wirt-
schaftswelt ist. Diese Frage ist deswegen
zentral, da sie wiederum auf ein Problem
verweist, das sich an anderer Stelle auf dem
Arbeitsmarkt auftut, nämlich bei der
Kopplung der Sozialversicherungen eben
an das Normalarbeitsverhältnis. Sollte
Letzteres ein Auslaufmodell darstellen, ist
hierin ein Grund mehr zu sehen, auch die
institutionelle Ausgestaltung des Sozialver-
sicherungssystems zu überdenken. Schon
aus diesem Grund sollten die Reformen des
Arbeitsmarktes und der Sozialversicherun-
gen Hand in Hand gehen.
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